
Erbprinz: «Finanzierung der Kinderbetreuung 
ist Sache der Eltern und der Unternehmen»
Interview Auch Erbprinz Alois war überrascht, mit welcher Deutlichkeit die Initiative «Familie und Beruf» am letzten Wochenende bachab geschickt wurde. 
Im «Volksblatt»-Interview sucht er nach Gründen und spricht sich dafür aus, dass sich nun eine Arbeitsgruppe des Themas «Familie und Beruf» annimmt.

VON DORIS QUADERER

«Volksblatt»: Durchlaucht, haben Sie 
mit einem so deutlichen Abstim-
mungsergebnis gerechnet? 
Erbprinz Alois: Nein. Ich habe zwar 
mit einer Ablehnung gerechnet, 
aber nicht mit einer so deutlichen.

Wo sehen Sie die Gründe für die Ab-
lehnung? 
Es gibt sicherlich mehrere Gründe 
für die Ablehnung. Mitentscheidend 
dürfte das Argument gewesen sein, 
dass die Initiative nur die Finanzie-
rung von Kindertagesstätten be-
rücksichtigt und nicht andere For-
men der Kinderbetreuung inklusive 
der Eigenbetreuung durch die El-
tern. Ausserdem haben einige nicht 
ganz durchdachten Bestimmungen 
wie jene zu den Mutterschaftstaggel-
dern dazu geführt, dass selbst jene 
Parteien, die sich für die Initiative 
ausgesprochen haben, diese eher 
lauwarm unterstützt haben.

Sie haben in Ihrer Ansprache zum 
Staatsfeiertag appelliert, sich dem 
Thema «Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf» stärker anzunehmen. 
Und dafür plädiert, dass bei einem 
Nein zur Initiative sofort ein Alterna-
tivvorschlag ausgearbeitet werden 
soll. Wie könnte dieser aussehen? 
Meiner Ansicht nach ist die Finan-
zierung der Kinderbetreuung pri-
mär eine Aufgabe der Eltern und der 
Unternehmen. Der Staat sollte nur 
dann subsidiär unterstützend ein-
greifen, wenn sich Familien diese 
nicht leisten können. So kann auch 
am besten eine Gleichbehandlung 
der verschiedenen Betreuungsmo-
delle inklusive der Eigenbetreuung 
durch die Eltern sichergestellt wer-
den. Wir sollten in einem nächsten 
Schritt darüber nachdenken, wie 
wir die Mittel 
der Familien-
ausgleichskas-
se, des Landes 
und der Ge-
meinden die-
sem Ansatz ent-
sprechend bes-
ser einsetzen 
können. Dazu 
wäre es sinnvoll, eine Arbeitsgruppe 
mit Vertretern der Unternehmen, 
des Landes, der Gemeinden sowie 
mit Fachleuten einzusetzen.

Die FBP hat bereits einen neuen Vor-
schlag in die Waagschale geworfen – 
ihr Vorschlag wäre es, das Kinder-

geld anzuheben und die Möglichkeit 
zu bieten, es gestaffelt zu beziehen. 
Wäre das ein gangbarer Weg? 
Dies ist ein interessanter Vorschlag 
eines leicht geänderten Einsatzes 
der Mittel der Familienausgleichs-
kasse. Ich würde aber zumindest 
mittelfristig ganz generell umfas-
send prüfen, wie wir die verschiede-
nen Finanzmittel im soeben er-
wähnten Sinne besser einsetzen 
können. Dazu wird man wahr-
scheinlich etwas mehr Zeit brau-

chen. Wir benöti-
gen jedoch eine ra-
sche Lösung für den 
rechtl ich kaum 
mehr länger haltba-
ren Stopp von Sub-
ventionen an Kin-
dertagesstätten, die 
nach 2011 entstan-
den sind. Daher wä-

re es vielleicht sinnvoll, den Finan-
zierungsvorschlag der FBP zwar 
rasch einzuführen, aber ähnlich 
wie vor einiger Zeit bei der Finan-
zierung der AHV mit einer Ablauf-
frist auszustatten, bis zu der eine 
grundlegende Neuregelung ausgear-
beitet werden muss.

Ein Kritikpunkt wird auch dort sein, 
dass damit das Kindergeld ins Aus-
land exportiert wird. Ist das über-
haupt finanzierbar? 
Wenn Sie unter Kindergeld die Kin-
derzulagen verstehen, so werden 
diese auch heute schon ins Ausland 
exportiert. Die Kinderzulagen wer-
den aus den Mitteln der Familien-
ausgleichskasse finanziert, in die 
auch die Lohnnebenkosten der 
Grenzgänger f liessen. Daher ist es 
für mich durchaus verständlich, 
wenn zumindest ein Teil der Mittel 
der Familienausgleichskasse auch 
an die Grenzgänger geht.

Sie haben sich dafür ausgesprochen, 
dass man Eltern die Möglichkeit ge-
ben soll, ihre Kinder im ersten Jahr 
selber zu betreuen. Und dies, ohne 
dass diese ihre Stelle aufgeben oder 
berufliche Nachteile in Kauf neh-
men müssen. In Liechtenstein gilt 
ein Mutterschaftsurlaub von 20 Wo-
chen, 16 Wochen sind nach der Ge-
burt. Dazu könnte man noch vier 
Monate unbezahlten Elternurlaub 
nehmen, damit ist eine Mutter aber 
erst acht Monate zu Hause und nicht 
ein Jahr. Erschwerend kommt hinzu, 

dass ein Arbeitgeber nicht verpflich-
tet ist, der Frau dann eine Teilzeit-
stelle anzubieten, sie müsste also 
nach acht Monaten zu 100 Prozent 
in den Job zurück, wenn sie diesen 
fix behalten will. Jeder, der ein Baby 
grossgezogen hat, weiss, wie schwie-
rig das ist. Müsste es da eine gross-
zügigere Regelung geben? 
Aus Sicht des Kindeswohls wäre ei-
ne grosszügigere Regelung natürlich 
wünschenswert, weil nach neueren 
wissenschaftli-
chen Erkennt-
nissen beson-
ders im ersten 
Lebensjahr des 
Kindes die el-
terliche Be-
treuung des 
Kindes im Nor-
malfall einer 
noch so guten Fremdbetreuung vor-
zuziehen ist. Ausserdem wäre dies 
auch der Wunsch vieler Eltern. Wir 
können aber bisher unentgeltliche 
Tätigkeiten in Zukunft nur be-
schränkt staatlich entschädigen, oh-
ne die Steuern oder Lohnnebenkos-
ten erheblich zu erhöhen, was sehr 
negative Auswirkungen auf unsere 

Wirtschaft und damit letztlich auch 
auf die Finanzierbarkeit unseres So-
zialwesens hätte. Zudem wäre es 
auch für die Unternehmen eine Be-
lastung, wenn rigide staatliche Vor-
schriften bezüglich eines zwingen-
den Angebots an Teilzeitstellen 
oder einer Rückkehrgarantie für 
den Arbeitsplatz gesetzlich festge-
legt würden. Ich könnte mir aber 
vorstellen, dass durch einen ande-
ren Einsatz der Mittel der Familien-
ausgleichskasse zumindest der Be-
zug des unbezahlten Elternurlaubes 
finanziell so unterstützt werden 
könnte, dass die Mütter wenigstens 
während eines möglichst grossen 
Teils des ersten Lebensjahrs das 
Kleinkind gut selbst betreuen könn-
ten. Neben der Neuregelung der Fi-
nanzierung der Kinderbetreuung 
sollte die Arbeitsgruppe meiner 
Meinung nach ausserdem prüfen, 
wie Arbeitsplätze für Eltern attrak-
tiver gemacht werden können. Was 
könnte z.B. getan werden, dass El-
tern nach der Geburt eines Kindes 
ohne Nachteile für die Karriere El-
ternurlaub und Teilzeitarbeit in An-
spruch nehmen oder ihre Arbeits-
zeit möglichst selbst steuern kön-
nen?

Auch wenn Kinder bereits zur Schule 
gehen, bleibt die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf ein Problem. Die 
Blockzeiten an den Schulen sind 
kurz, teilweise haben Kinder an un-
terschiedlichen Nachmittagen frei. 
Sie haben sich im Staatsfeiertagsin-
terview dafür ausgesprochen, dies 
stärker zu vereinheitlichen. Das wür-
de dann in Richtung Tagesschulen 
gehen. Wie stellen Sie sich das kon-
kret vor und wer sollte das bezahlen? 
Meiner Meinung nach müssen dafür 
nicht gleich f lächendeckend Tages-

schulen eingeführt 
werden. Wir haben 
manchmal die Ten-
denz, gleich nach 
der professionellsten 
und teuersten Vari-
ante zu greifen, an-
stelle innovativ nach 
kosteng ünst igeren 
Lösungen zu suchen, 

die insbesondere auf mehr Freiwilli-
genarbeit aufbauen. Ich könnte mir 
z. B. vorstellen, dass sich durchaus 
Freiwillige finden lassen, die Mit-
tagstische und Hausaufgabenhilfen 
übernehmen. Auch könnte man viel-
leicht die Schulzeiten besser mit den 
Angeboten der Musikschule und der 
Vereine koordinieren.

Erbprinz Alois, geschäftsführendes Staatsoberhaupt: «Ich könnte mir aber vorstellen, dass durch einen anderen Einsatz 
der Mittel der Familienausgleichskasse zumindest der Bezug des unbezahlten Elternurlaubes fi nanziell so unterstützt wer-
den könnte.» (Foto: Michael Zanghellini)

«Wir brauchen eine rasche 
Lösung für den rechtlich 

kaum mehr länger haltbaren 
Stopp von Subventionen an 

Kindertagesstätten.»

Landeshaushalt 2017 – Klarstellung des Regierungschefs

Adrian Hasler: «Falschdarstellungen im ‹Vaterland›»
Klarstellung Nachstehend 
veröffentlicht das «Volksblatt» 
eine Klarstellung von Regie-
rungschef Adrian Hasler.

«Die Berichterstattung des ‹Liech-
tensteiner Vaterlands› vom 23. Sep-
tember über die Medienkonferenz 
zum Landeshaushalt 2017 und der 
Finanzplanung für die Jahre 2017–
2020 enthält Falschdarstellungen, 
welche einer Klarstellung bedürfen. 
In dieser Legislaturperiode haben 
Regierung und Landtag mit grossem 
Einsatz den Staatshaushalt saniert, 
indem die in den drei Massnahmen-
paketen vorgesehenen Projekte um-
gesetzt wurden. Dies war für alle Be-
teiligten kein leichtes Unterfangen. 
Die Fakten zeigen ein klares und ein-
deutiges Bild: In den Jahren 2014 
und 2015 haben wir einen Über-
schuss in der Landesrechnung er-
zielt. Für das Jahr 2016 erwarten wir 
ebenfalls einen Überschuss. 

In der Finanzplanung wird bis zum 
Jahr 2020 ein Mittelzufluss zu den 
Staatsreserven von insgesamt 138 
Mio. Franken erwartet. Zudem wer-
den alle Eckwerte des Finanzleitbilds 
eingehalten, was dazu führt, dass 
kein weiteres Massnahmenpaket not-
wendig ist. Damit ist die Sanierung 
des Staatshaushaltes abgeschlossen. 
Wenn nun versucht wird, aus rein po-

litischen Motiven das Erreichte 
schlechtzureden und damit Unsicher-
heiten in der Bevölkerung zu schü-
ren, verurteile ich dies aufs Schärfste.

Eklatanter Mangel an Sachverstand

Nachdem die Sparanstrengungen und 
die Steigerung der Einnahmen positi-
ve Ergebnisse zeigen, fokussiert sich 
die Kritik in der Berichterstattung auf 

das Finanzergebnis. Die Darstellung, 
dass die Situation des Staatshaushalts 
komplett den Launen der Börsen aus-
gesetzt sei, ist vollkommen falsch und 
zeugt von einem eklatanten Mangel 
an Sachverstand bei der Berichterstat-
tung und der Wertung der Ergebnisse. 
Die Prognosen für das Finanzergebnis 
bestehen nur zu rund der Hälfte aus 
Erträgen der an den Kapitalmärkten 
angelegten Staatsreserven. Die andere 
Hälfte resultiert insbesondere aus Di-
videnden der Landesbank sowie den 
Gewinnanteilen der LKW und ande-
ren Staatsbetrieben. Börsenturbulen-
zen haben zwar einen Einfluss auf das 
Ergebnis, der Einfluss ist aber weit ge-
ringer als durch die tendenziöse Be-
richterstattung suggeriert wird.
Das in den vergangenen Jahren er-
reichte Ergebnis und die Tatsache, 
dass nun für den Haushalt günstige 
Prognosen erstellt werden können, 
ist das Resultat harter Arbeit und vie-
ler Konflikte. Ich möchte an dieser 
Stelle allen danken, welche zu die-

sem Ergebnis beigetragen haben, 
und möchte bei der Bevölkerung um 
Verständnis bitten für die Lasten, 
welche ihr durch die Sanierung des 
Staatshaushalts aufgebürdet wurden. 
Diese Schritte waren nötig, um für 
unser Land ein gutes Fundament für 
die Zukunft zu schaffen. Wir können 
nach dieser grossen Anstrengung op-
timistisch in die Zukunft blicken.»
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Regierungschef Ad-
rian Hasler: «Wenn 
nun versucht wird, 
aus rein politi-
schen Motiven das 
Erreichte schlecht-
zureden und damit 
Unsicherheiten in 
der Bevölkerung zu 
schüren, verur-
teile ich dies aufs 
Schärfste.» (Foto: IKR)

«Für mich ist es durchaus 
verständlich, wenn zumindest 

ein Teil der Mittel aus der 
Familienausgleichskasse an 

die Grenzgänger geht.»
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